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Im Rahmen der Begehung/des Beratungstermins mit den o. g. Personen der TUM School of Social 

Sciences and Technology wurden die nachfolgend dokumentierten Arbeitsschutzthemen im Kon-

text Studium und Lehre besprochen. Zielsetzung ist dabei, für Studierende die gleichen Arbeits-

schutzstandards sicherzustellen, wie sie etwa für Beschäftigte der TUM gelten. Dieses Ziel ist ei-

nerseits selbstverständlich (vgl. allgemeiner Gleichheitsgrundsatz – Art. 3 GG) zum anderen aber 

auch durch verbindlich einzuhaltende Vorgaben1 explizit gefordert. Mit dieser expliziten Festlegung 

ist nicht nur das Ziel vorgegeben, sondern auch der Weg klar definiert, wie dieses Ziel erreicht wer-

den soll bzw. muss („muss“: einschlägige Gesetze und Verordnungen von staatlicher Seite sowie 

Vorschriften des Unfallversicherungsträger jeweils als verbindlich und „im Wortlaut“ umzusetzende 

Vorgaben; „soll“: technisches Regelwerk mit Maßnahmenempfehlungen). Der Bericht geht auf die 

im Rahmen des Termins besprochenen Themen und die einschlägigen Maßnahmen des Regel-

werks ein und greift Vorschläge zur Konkretisierung seitens der Teilnehmerinnen und Teilnehmer 

auf. 

  

                                                
1 Etwa Vorschrift 1 der KUVB/Bayer. LUK – Grundsätze der Prävention: „Die in staatlichem Recht bestimm-
ten Maßnahmen gelten auch zum Schutz von Versicherten, die keine Beschäftigten sind.“ 
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Thema: Arbeitsschutzverantwortung, Übertragung von Aufgaben und Pflichten 

Analyse: Die verschiedenen Rechtsnormen und Vorschriften weisen die Arbeitsschutz-

verantwortung dem „Arbeitgeber“ (Wortwahl staatlicher Vorgaben) bzw. dem 

„Unternehmer“ (Wortwahl im Regelwerk der Unfallversicherer) zu. Diese Ar-

beitgeberverantwortung ist in der Organisationstruktur der TUM auf die Pro-

fessorinnen und Professoren sowie die Leitungen der zentralen Abteilungen 

delegiert. Eine weitergehende Delegation (an Laborleitung, Praktikumslei-

tung, Exkursionsleitung, etc.) ist nach der einschlägigen bayerischen Richt-

linie explizit zulässig.Im Bereich der Lehre gibt es an der TUM kein einheitli-

ches Vorgehen zur Übertragung dieser Arbeitgeberverantwortung. Wenn eine 

Lehrveranstaltung von einem berufenen Mitglied des Professorenkollegiums 

angeboten wird, ist davon auszugehen, dass die „Arbeitgeber“-verantwortung 

für die Studierenden bei dieser Person liegt. Soll diese Verantwortung durch 

eine/n Beschäftigte/n des akademischen Mittelbaus (inkl. Promovierende) o-

der andere Lehrende wahrgenommen werden, ist dafür eine explizite Über-

tragung dringend zu empfehlen.  

In der TUM School of Social Sciences and Technology gibt es hierfür bislang 

kein einheitliches Vorgehen. 

Zielsetzung: Schaffung einer transparenten Aufbauorganisation durch Aufgabenübertra-

gung an die mit Arbeitsschutzaufgaben betrauten bzw. zu betrauenden Per-

sonen 

Vorgeschlagene 

Maßnahme(n): 

Für die Übertragung von Aufgaben des Arbeitsschutzes sollte ein einheitli-

ches Vorgehen innerhalb der School etabliert werden. In Frage kommt eine 

dienstrechtliche Abbildung, nach der der/die Dekan/-in das Professorenkolle-

gium über diese Notwendigkeit informiert und die Professorinnen und Profes-

soren die weitere Delegation in eigener Verantwortung vornehmen. Alternativ 

könnte der/die Dekanin auch von seinem/ihrem Weisungsrecht nach Art. 38 

BayHIG Gebrauch machen und den Lehrenden (einschließlich Mittelbau, Ho-

norar-Lehrkräfte, etc.) die jeweils erforderlichen Aufgaben direkt übertragen.  

Voraussetzung ist, dass die Personen, denen die u. g. Aufgaben übertragen 

werden, dafür auch geeignet sind (einschlägig fachkundig, ggf. Führungsqua-

litäten bei größeren LV-Teams, ggf. Sprachkenntnisse, etc.) und über die für 

die Aufgabenerfüllung erforderlichen Befugnisse verfügen oder diese im Zuge 

der Beauftragung erhalten (z. B. Zugriff auf erforderliche Finanzmittel; Wei-

sungsbefugnisse mind. hinsichtlich der festgelegten Arbeitsschutzmaßnah-

men). 

Die zu übertragenden Aufgaben umfassen (ggf. nicht abschließende Aufzäh-

lung) die Durchführung und Dokumentation einer Gefährdungsbeurteilung 

einschließlich Festlegung der ggf. erforderlichen persönlichen Schutzausrüs-

tung (s. u.), die Notfallorganisation (s. u.), die Unterweisung der Studierenden 

sowie die Verpflichtung, festgestellte Mängel zu beseitigen oder anderweitige 

Maßnahmen (Sicherungsmaßnahmen, Beseitigung veranlassen, etc.) zu er-

greifen.  

Verweis 3 enthält ein Muster, das hier eine inhaltliche Orientierung für die Er-

stellung eines Übertragungsschreibens geben kann. Die Übertragung muss 
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schriftlich (§13 ArbSchG) und einvernehmlich (§13 UVV 1; „Gegenzeich-

nung“) erfolgen. 

Verweis: https://go.hr6.tum.de/branchenregel v. a. Seite 13 ff. 

https://go.hr6.tum.de/agu1012 

https://www.gda-orgacheck.de/daten/gda/check_11.htm  

 

Thema: Verantwortung für Räume und in der Lehre genutzte Arbeitsmittel 

Analyse: Viele Lehrveranstaltungen finden in dezidiert dafür vorgehaltenen Räumen 

wie Praktikumslaboren, Werkstätten und anderen Arbeitsräumen (z. B. „Stu-

dios“) statt. Vielfach hat die enorme Zunahme der Studierenden in Kombina-

tion mit dem Wegfall von Hierarchie-Ebenen (z. B. Institute) dazu geführt, 

dass derartige Räume in schnellem Wechsel von einer Vielzahl Studierenden 

unter der Betreuung mehrerer Lehrender genutzt werden. Nicht immer ging 

dieser Wandel in der Nutzung/der Governance auch mit einem Wechsel in 

der Raumverantwortung einher. In der Folge ist oft teilweise bis weitgehend 

unklar, welche Organisationseinheit sich für die Räume und die darin genutz-

ten Arbeitsmittel zuständig „fühlt“. Vor allem in sog. „Open Spaces“, in denen 

Studierende ohne Aufsicht an Projekten arbeiten können, entstehen schnell 

Zustände, die mit einer sicheren Arbeitsumgebung unvereinbar sind. 

Zielsetzung: Bereitstellung einer sicheren Infrastruktur für die Lehre 

Vorgeschlagene 

Maßnahme(n): 

Für die in der Lehre genutzten Räume sollte innerhalb der School eine mit 

den vorhandenen Governance-Strukturen kompatible klare Zuordnung der 

Raumverantwortung getroffen werden. Im Rahmen dieser Raumzuordnung 

sollten einzuhaltende grundlegende Maßnahmen als Aufgaben (vgl. oben - 

Delegationsthematik) übertragen werden. Dazu gehört: 

- Meldung von Schäden an der Infrastruktur an die ZA4. 

- Organisation eines sicheren Betriebs zusammen mit den raumnutzen-

den Lehrenden (z. B. bestimmungsgemäße Nutzung bereitgestellter 

Arbeitsmittel, Sensibilisierung der Studierenden erkannte Mängel zu 

melden, Einhaltung von Brandschutzvorgaben, etc.) 

- Bereitstellung von Erste-Hilfe-Material; regelmäßige Überprüfung auf 

Vollständigkeit und (wo erforderlich) Sterilität (Ablaufdatum). 

- Veranlassung der wiederkehrenden Prüfungen ortsveränderlicher 

elektrischer Betriebsmittel (Anmerkung: Zunehmend läuft die Organi-

sation der Prüfaufträge ohnehin im Rahmen School-zentraler Beauf-

tragungen externer Dienstleister) 

- Kontrolle, im Einzelfall Veranlassung der wiederkehrenden Prüfungen 

prüfpflichtiger Arbeitsmittel (z. B. Druckgeräte, Laborabzüge, Gefahr-

stoffschränke) sowie der Feuerlöscher (Anmerkung: Die Zuständigkeit 

für die Durchführung liegt meist bei der ZA4) 

Verweis 

(exemplarisch): 

https://go.hr6.tum.de/branchenregel z. B. Seite 15 

https://go.hr6.tum.de/agu118 

https://go.hr6.tum.de/agu220 

https://go.hr6.tum.de/agu213 

 

https://go.hr6.tum.de/branchenregel
https://go.hr6.tum.de/agu1012
https://www.gda-orgacheck.de/daten/gda/check_11.htm
https://go.hr6.tum.de/branchenregel
https://go.hr6.tum.de/agu118
https://go.hr6.tum.de/agu220
https://go.hr6.tum.de/agu213
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Thema: Gefährdungsbeurteilung 

Analyse: Die Gefährdungsbeurteilung dokumentiert die getroffenen Maßnahmen des 

Arbeitsschutzes ausgehend von den identifizierten Gefährdungen.  

Im Rahmen von Unfalluntersuchungen, auch im Bereich der TUM School of 

Social Sciences and Technology, wurden fehlende Gefährdungsbeurteilun-

gen festgestellt. Zwar lagen teilweise Dokumente vor, die weitestgehend ei-

ner GB entsprechen – eine angemessene Beurteilung der Arbeitsbedingun-

gen (vor allem bei sogenannten „gefahrgeneigten Tätigkeiten“) ist aber ge-

genwärtig nicht sichergestellt. 

Zielsetzung: Beurteilung aller Gefährdungen; nachvollziehbare Dokumentation dieser Be-

urteilung 

Vorgeschlagene 

Maßnahme(n): 

Im Falle praktischer Lehrveranstaltungen (Praktika, Exkursionen) kann die 

Gefährdungsbeurteilung mit gängigen Handlungshilfen (vgl. Verweise) durch-

geführt werden. Diese fragen gezielt Kataloge von Maßnahmen ab und sensi-

bilisieren darüber die Lehrenden ggf. übersehene (Pflicht-)Maßnahmen noch 

zu implementieren oder tradierte Experimente (ggf. in Teilen) zu hinterfragen 

(z. B. Substitutionspflichten bei Gefahrstoffen). 

Bestandteil jeder Gefährdungsbeurteilung muss darüber hinaus die „Anlass-

lose Beurteilung“ nach mutterschutzrechtlichen Vorgaben sein (s. u.). 

Es ist aber auch vorteilhaft, didaktische Erwägungen (z. B. aufeinander auf-

bauende Praktika mit ansteigendem „Schwierigkeitsgrad“/zunehmenden Ge-

fährdungen) mit zu dokumentieren, um diese meist umfangreich (etwa im 

Rahmen der Kommission Lehre) abgestimmten Erwägungen denen meist 

auch eine Schutz-Intention zu Grund lag, nachvollziehbar zu machen. 

Das Hochschulreferat 6 stellt im AGUM-System (Verweis 1) Informationen für 

die Gefährdungsbeurteilung im Rahmen der Lehre bereit. Im Rahmen des 

Begehungsschwerpunkts „Studiendekanate“ wurde eine vorläufige Checkliste 

für den Lehrbetrieb in Hörsälen, Seminarräumen und vergleichbaren Konstel-

lationen erstellt. Diese steht – wie alle „offline“-Beurteilungshilfen des HR6 – 

als Word Dokument zur Anpassung in eigener Verantwortung bereit. 

Sind die Verantwortung für Räume/Infrastruktur und für die darin stattfinden-

den Lehrveranstaltungen auf mehrere Personen verteilt, ist es dringend zu 

empfehlen, dass diese Personen bei der Beurteilung zusammenarbeiten – z. 

B. Bereitstellung der Raum-bezogenen Dokumentation als Basis für die Beur-

teilung der in den Räumen stattfindenden Tätigkeiten. 

Wenn innerhalb der School noch Beratungsbedarf zur Beurteilung der Ge-

fährdungen im Rahmen der fachspezifischen Lehrformate besteht, gilt selbst-

verständlich das aus dem Kernauftrag der Fachkräfte für Arbeitssicherheit re-

sultierende Angebot im Rahmen der Gefährdungsbeurteilung zu beraten. Je 

nach Art und Umfang des Beratungsbedarfs kommen hier Einzelberatungen 

zu Details genauso in Frage wie ein Workshop mit mehreren Lehrenden, die 

mit ähnlichen Fragestellungen Unterstützungsbedarf haben. 

Bitte weisen Sie auf dieses Unterstützungsangebot geeignet hin – etwa im 

Rahmen von Aufgabenübertragungen (siehe Punkt 1). 

Verweis: https://go.hr6.tum.de/gblehre mit weiterführenden Links 

https://go.hr6.tum.de/gblehre


 

 

Begehungs-/Beratungsbericht „Lehre in der School of Social Sciences and Technology“ 5/9 

 

Thema: Mutterschutz 

Analyse: Mit der Reform des Mutterschutzgesetzes im Jahr 2018 wurde eine aus-

nahmslos verpflichtend durchzuführende „anlassunabhängige Gefährdungs-

beurteilung“ eingeführt. Ziel dieser Beurteilung ist es, der Schwangeren eine 

informierte Entscheidung zu erlauben, ob sie ihren Arbeitgeber (hier die Leh-

renden der TUM) über die Schwangerschaft schon zu einem frühen Zeitpunkt 

informiert. Diese Beurteilung muss also die Frage beantworten, ob eine Teil-

nahme an einer Lehrveranstaltung ohne Einschränkungen, mit zusätzlichen 

Schutzmaßnahmen oder gar nicht möglich ist. Diese Schutzmaßnahmen 

müssen dann, im Fall einer bekannt gemachten Schwangerschaft von den 

Lehrenden umgesetzt oder ggf. anhand der konkreten Situation angepasst 

werden. Eine Teilnahme „auf eigenes Risiko“ (trotz vorheriger Einschätzung 

„Teilnahme nicht möglich“) oder ähnlich kommunizierte Auswege aus dieser 

klar regulierten Rechtslage gibt es dabei ebenso wenig, wie „Meldepflichten“ 

für die Schwangere. Eine Meldepflicht besteht jedoch für die TUM als „Arbeit-

geber“ der Studentinnen gegenüber dem Gewerbeaufsichtsamt der Regie-

rung von Oberbayern sobald eine werdende Mutter ihre Schwangerschaft be-

kannt gibt. Im Rahmen der Begehung wurde/n die Abteilung/en „STM“ als zu-

ständig für diese Meldung genannt. 

Zielsetzung: Beurteilung von Gefährdungen für werdende und stillende Mütter 

Vorgeschlagene 

Maßnahme(n): 

Zur lückenlosen Umsetzung der Meldepflicht gegenüber der Gewerbeaufsicht 

muss eine Ansprechstelle innerhalb der School wo erforderlich geschaffen 

werden, bzw. die ehemals in den Fakultäten bestehenden Strukturen in die 

School-Governance überführt werden. Die Lehrenden sollten über diese An-

sprechstelle/n informiert werden, um Studentinnen, die eine Schwangerschaft 

mitteilen, entsprechend beraten können. 

Denkbar und in Teilen bereits umgesetzt ist, dass diese zentralen Stellen 

eine Muster-Gefährdungsbeurteilung für den Lehrbetrieb in Hörsälen, Semi-

narräumen, etc. erstellen und damit die Schwangere bereits im Rahmen der 

Bekanntgabe beraten können, welche Lehrveranstaltungen ohne weitere 

Maßnahmen geeignet sind. Darüber hinaus „entlastet“ diese Sammelbeurtei-

lung unkritischer Lehrveranstaltung i. d. R. eine Vielzahl an Lehrenden von 

dieser Verpflichtung, wenngleich diese „Entlastung“ bei Nutzung der „Hör-

saal-Checkliste“ (s. o. – Gefährdungsbeurteilung) marginal ist. 

Für Lehrveranstaltungen, bei der aufgrund spezifischer Gefährdungen Ein-

schränkungen bis hin zur Nicht-Eignung für Schwangere bestehen, kann 

diese Beurteilung aber ausschließlich LV-spezifisch durch die jeweils fach-

kundigen Lehrenden erfolgen (Gefahrstoffumgang, Biostoffumgang oder -ex-

position, etc.). Diese „Arbeitsteilung“ muss klar kommuniziert werden (etwa 

im Rahmen der o. g. Aufgabenübertragung an die Lehrenden) um Lücken mit 

nicht erkannten „unverantwortbaren Gefährdungen“ (§9 MuSchG) auszu-

schließen. 

Verweis: https://go.hr6.tum.de/branchenregel, Seite 16 f. 

https://go.hr6.tum.de/agu1097, Kanzlerschreiben zum Mutterschutz (2018) 

https://go.hr6.tum.de/branchenregel
https://go.hr6.tum.de/agu1097
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Thema: Unterweisungen 

Analyse: Abhängig vom Ausmaß der Gefährdungen ergibt die Gefährdungsbeurteilung 

in unterschiedlichem Ausmaß Maßnahmen, deren Umsetzung an der Mitwir-

kung der Studierenden sowie der an Lehre beteiligten Personen hängt. Zu 

diesen Maßnahmen muss die jeweils verantwortliche Person – idealerweise 

am ersten Termin der Lehrveranstaltung – unterweisen. Während dies in den 

meisten praktischen Lehrveranstaltungen üblich und lange etabliert ist, stellen 

Unterweisungen im Rahmen der Hörsaallehre bislang die absolute Aus-

nahme dar. 

Im Rahmen der Begehung wurde exemplarisch die gestaffelte Unterweisung 

von Beschäftigten und Studierenden im Bereich der naturwissenschaftlichen 

Didaktikpraktika besprochen. 

Zielsetzung: Unterweisung zu organisatorischen und personenbezogenen Maßnahmen 

des Arbeitsschutzes 

Vorgeschlagene 

Maßnahme(n): 

Im Rahmen der Aufgabenübertragung an die Lehrenden (siehe oben) muss 

die Verpflichtung zur Durchführung von Unterweisungen an geeignete Perso-

nen übertragen werden. Der Umfang dieser Unterweisungen reicht von 1-2 

minütigen Hinweisen zur Evakuierung im Notfall („Hörsaal-Lehre“ – wie lautet 

die Notrufnummer am Campus? Wo ist der Sammelplatz?) bis hin zu mehrtei-

ligen Unterweisungsformaten in den großen naturwissenschaftlichen Prak-

tika. 

Erfolgt die Unterweisung nicht durch die verantwortliche Person selbst, son-

dern durch andere Lehrende, muss sichergestellt sein, dass den Weisungen 

dennoch Folge geleistet wird. Eine Übertragung an studentische Tutoren 

muss sich daher im Regelfall auf weitgehend unkritische Tätigkeiten ohne 

größere Verhaltens-basierte Schutzmaßnahmen beschränken. 

Je nach Tätigkeiten im Rahmen der Lehrveranstaltung gelten für die Unter-

weisung unterschiedliche rechtliche Anforderungen. Tätigkeiten mit Gefahr- 

und Biostoffen erfordern eine mind. anteilige mündliche Unterweisung. Bei 

Tätigkeiten an Maschinen mit erhöhtem Gefährdungspotential sind i. d. R. 

Einweisungen direkt an der Maschine üblich (z. B. Kreissägen). Liegen von 

Seiten des einschlägigen Regelwerks keine Vorgaben zur Form der Unter-

weisung vor kann bei geringeren Gefährdungen auch eine reine Online-Un-

terweisung eingesetzt werden, sofern eine angemessene Verständniskon-

trolle („elektronischer Test“) Bestandteil ist und für die Studierenden die Mög-

lichkeit besteht, Rückfragen zu stellen (i. d. R. Nennung einer Kontakt-Email-

Adresse). 

Im Rahmen des Begehungsformats wurden wiederholt und von verschiede-

nen Schools Interesse an der Etablierung von elektronischen Unterweisungs-

formaten bekundet. Das Hochschulreferat 6 hat bereits einzelne Prototypen 

entwickelt, die unter anderem über die Lernplattform Moodle betrieben wer-

den. Das HR6 bietet daher an, in Zusammenarbeit mit interessierten Lehren-

den und dem TUM CST hier Inhalte zu entwickeln und bereit zu stellen. 

Bitte weisen Sie in Frage kommende Lehrende auf diese Aktivitäten hin. 

Verweis: https://go.hr6.tum.de/branchenregel, Seite 17 f. 

https://go.hr6.tum.de/branchenregel
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Thema: Notfallorganisation, Erste Hilfe 

Analyse: Lehre findet in einer Vielzahl von Umgebungen statt. Angefangen beim Hör-

saal über Seminarräume und Praktikumsräume bis hin zu Exkursionen. Nicht 

immer stehen an diesen „Lernorten“ Alarmierungsmittel wie (Haus-)Telefone 

oder Druckknopfmelder („Feuermelder“) zur Verfügung. Der Mobilfunk-Emp-

fang kann gestört sein (Lage im Gebäude; Exkursion an entlegene Ziele). 

Auch die Verfügbarkeit bzw. Alarmierbarkeit von Ersthelfer/innen ist von Lehr-

situation zu Lehrsituation unterschiedlich: Bei Lehrveranstaltungen in unmit-

telbarer Nachbarschaft zur („eigenen“) Forschungsinfrastruktur samt der dort 

bestellten betrieblichen Ersthelfer ist meist eine hohe Verfügbarkeit von Erst-

helfern gegeben. Findet Lehre fernab dieser „gewohnten Umgebung“ statt, 

müssen adäquate Kompensationsmaßnahmen ergriffen werden. Das schließt 

die Hörsaal-Lehre an einem anderen Standort genauso ein wie Exkursionen 

an entlegene Ziele. 

Zielsetzung: Sicherstellung der Notfallorganisation einschl. einer wirksamen Ersten Hilfe 

Vorgeschlagene 

Maßnahme(n): 

Eine adäquate Notfallorganisation und die Beurteilung der Bedarfe der Ersten 

Hilfe müssen als Gegenstand der Gefährdungsbeurteilung betrachtet werden. 

Für Lehre im Hörsaal ist es i. d. R. ausreichend (vgl. oben: Checkliste) sich 

zu vergewissern, dass entweder ein Telefon zur Alarmierung vorhanden ist 

oder eine Mobilfunkverbindung im jeweiligen Hörsaal/Seminarraum möglich 

ist. Wenn der/die Lehrende nicht selbst als betrieblicher Ersthelfer ausgebil-

det ist, sollten Kontaktinformationen von in der Nähe tätigen Ersthelfern be-

kannt sein, damit bei schwerwiegenden Notfällen eine angemessene Erstver-

sorgung bis zum Eintreffen von Rettungskräften möglich ist. In typischen 

Lehr-Export-Szenarien („Paradebeispiel“ Mathematikvorlesung an einem an-

deren Standort) könnte die Bereitstellung dieser Kontaktinformationen Auf-

gabe der Lehr-importierenden School sein, in deren Räumlichkeiten/Umfeld 

diese Lehre stattfindet. 

Im Rahmen von Praktika ist es i. d. R. erforderlich, dass die Studierenden 

zum Verhalten im Gefahrenfall unterwiesen sind. Hier sollte eine Alarmierung 

stets über Festnetztelefone vorgesehen werden (technische Sicherstellung 

der Kontaktaufnahme mit der „richtigen“ Feuerwehr/Rettungsleitstelle). Sofern 

im Rahmen der Ersten-Hilfe Gefährdungen auftreten können (Gefahrstoffe, 

Biostoffe, elektrischer Strom, etc.) müssen die Ersthelfer/innen wie auch die 

Studierenden zu den erforderlichen Eigenschutzmaßnahmen unterwiesen 

sein. 

Bei Exkursionen kommen als weitere Beurteilungsgegenstände noch der er-

forderliche Umfang von Erste-Hilfe-Material, die Erreichbarkeit des Exkursi-

onsziels für Rettungskräfte und die ggf. deutlich verlängerte Zeit, bis zum Ein-

treffen professioneller Hilfe mit hinzu. 

Verweis: https://go.hr6.tum.de/eh  

https://go.hr6.tum.de/branchenregel, z. B. beim jeweils anwendbaren Ge-

fährdungsfaktor 

 

https://go.hr6.tum.de/eh
https://go.hr6.tum.de/branchenregel
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Thema: Dokumentation von Unfällen 

Analyse: Ereignet sich im Rahmen der Lehre ein Unfall, muss dieser dokumentiert wer-

den. Das trifft auf Bagatell-Unfälle wie kleinere Schnittverletzungen genauso 

zu wie auf schwerere Unfälle. 

In der TUM School of Social Sciences and Technology sind hier keine syste-

matischen Abweichungen. 

Zielsetzung: Geeignete Dokumentation von Bagatellverletzungen, Sicherstellung der erfor-

derlichen Anzeigen von Unfällen 

Vorgeschlagene 

Maßnahme(n): 

Bagatellverletzungen sollten mit Hilfe des Vordrucks der Unfallversicherer 

(siehe Verweis 2) dokumentiert werden. Für die Sammlung dieser „Meldezet-

tel“ sollte ein einfach nachzuvollziehendes Verfahren etabliert werden. Denk-

bar ist etwa, die seltenen Fälle im Bereich der Hörsaal-/Seminarraum-Lehre 

zur Sammlung in den Studienbüros vorzusehen. Für die weitaus häufigeren 

Bagatellverletzungen im Rahmen praktischer Lehrveranstaltungen liegt eine 

Dokumentation entweder durch die verantwortlichen Lehrenden oder die 

Raumverantwortlichen nahe.  

Unfälle, bei denen Studierende ärztliche Hilfe in Anspruch genommen haben, 

müssen dem Unfallversicherungsträger zwingend über eine Unfallanzeige ge-

meldet werden. Darauf sollten die Studierenden im Rahmen der Unterwei-

sung hingewiesen werden. Die Kontakte der Personen, die die Unfallanzeige 

im Namen der TUM zusammen mit den verunfallten Studierenden erstellen, 

sind unter Verweis 3 einsehbar. Eine direkte Meldung durch die Lehrenden 

oder die Studierenden soll NICHT erfolgen. 

Verweis: https://go.hr6.tum.de/branchenregel, Seite 17 f. 

https://go.hr6.tum.de/eh => Druckvorlage Meldezettel 

https://www.tum.de/studium/im-studium/unterstuetzung-finden/im-notfall  

 

Thema: Studentische Vertretung und studentische Vereine, Student Clubs 

Informativ: Im Rahmen der Begehung wurde zur schwierigen Abgrenzung der Zuständig-

keit der gesetzlichen Unfallversicherung informiert. Verunfallen Mitglieder der 

studentischen Vertretungen bei Veranstaltungen, die im unmittelbaren Ver-

antwortungsbereich der TUM organisiert werden (z. B. Erstsemester-Einfüh-

rung), so ist dies in der Regel vom gesetzlichen Unfallversicherungsschutz 

erfasst. Findet die Veranstaltung jedoch außerhalb des räumlichen und/oder 

organisatorischen Hoheitsbereichs der TUM statt (exemplarisch in einer der 

Besprechungen genannt: Erstsemester-Veranstaltung der studentischen Ver-

tretung auf einer Berghütte), unterliegen weder Studierende noch Organisie-

rende diesem Unfallversicherungsschutz – etwaige Unfälle müssen individuell 

mit der jeweiligen Krankenversicherung reguliert werden.  

Von der studentischen Unfallversicherung nicht erfasst sind darüber hinaus 

die Tätigkeiten im Rahmen der sog. „Student Clubs“. Dies gilt im Regelfall 

auch dann, wenn diese Tätigkeiten in den Räumen von TUM-Einrichtungen 

und/oder mit Arbeitsmitteln von TUM-Einrichtungen durchgeführt werden.  

Zielsetzung: Klare Zuständigkeiten im Bereich studentischer Vereine schaffen 

https://go.hr6.tum.de/branchenregel
https://go.hr6.tum.de/eh
https://www.tum.de/studium/im-studium/unterstuetzung-finden/im-notfall



